
Satte  Bußgelder  wegen
illegaler  Ferienwohnungen  in
Berlin
BERLIN – Gegen Anbieter ungenehmigter Ferienwohnungen haben
Berliner  Bezirke  seit  2018  Bußgelder  in  Millionenhöhe
verhängt.
Alleine in sieben Bezirken der Hauptstadt belief sich die
Summe auf 3,4 Millionen Euro. Den größten Anteil daran hält
Friedrichshain-Kreuzberg.

Wer seine Wohnung als Ferienwohnung vermieten will, benötigt
in Berlin dafür seit 2014 eine Genehmigung. Das entsprechende
Gesetz wurde 2018 vom Senat noch verschärft. Seither brauchen
auch diejenigen Anbieter zumindest eine Registriernummer, die
lediglich ein Zimmer an Touristen untervermieten wollen. Eine
darüber hinaus gehende Genehmigung benötigen sie dann, wenn
das  Zimmer  mindestens  halb  so  groß  ist,  wie  die  gesamte
Wohnung.

Hunderte  Registriernummern  wurden  in  den  Bezirken  seither
vergeben. Sie sollen auf den Portalen den Nachweis liefern, ob
es sich um ein legales Angebot handelt. Doch aus Sicht der
Bezirke  funktioniert  das  nach  wie  vor  nur  unzureichend.
«Bedauerlicherweise  veröffentlichen  die  Onlineportale  die
Angebote nach wie vor, auch ohne Angabe der Registriernummer»,
heißt es etwa vom Bezirksamt Mitte.

Das größte Online-Portal in Berlin, Airbnb, weist die Kritik
der Bezirke zurück und fordert vor allem ein Online-Verfahren
zur Vergabe der Registriernummer. Ein solches Online-Verfahren
gebe es etwa bereits in Hamburg. «Bereits einen Monat nach
Inkrafttreten des digitalen Registrierungssystems wurden dort
mehr  Registrierungsnummern  ausgestellt,  als  in  Berlin
innerhalb  eines  Jahres»,  hieß  es  weiter  von  Airbnb.  Der
Berliner  Senat  verweist  hingegen  auf  unterschiedliche
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Genehmigungsbedingungen  in  der  Hansestadt.

Der Senat verschärfte Mitte Februar das Gesetz noch einmal.
Künftig sollen Online-Portale in der Hauptstadt Angebote ohne
vorhandene  Registriernummer  nicht  veröffentlichen  dürfen.
Zudem soll nun jeder Anbieter eine solche Nummer beantragen
müssen – unabhängig von der Größe des Zimmers oder ob es sich
um einen privaten oder gewerblichen Mieter handelt. Noch muss
das Gesetz im Abgeordnetenhaus verabschiedet werden. Wann es
in Kraft tritt, ist noch unklar.

Mit  Hammer  und  Kettensägen:
Polizei  räumt  bekannte
antifa-Kneipe in Kreuzberg
BERLIN – Begleitet von Protesten hat die Berliner Polizei am
Morgen  die  alternative  Kiezkneipe  «Meuterei»  in  Berlin-
Kreuzberg  geräumt.  Zwei  Frauen  wurden  dabei  aus  dem  Haus
gebracht.

Die linke Szene hatte Protestaktionen im ganzen Stadtgebiet
angekündigt. Wie die Polizei twitterte, wurden Nebeltöpfe und
Feuerwerkskörper gezündet. Eine Demonstration zog am Morgen
mit  rund  400  Teilnehmern  vom  Kottbusser  Tor  Richtung
Reichenberger  Straße.Eine  Gerichtsvollzieherin  war  in  der
«Meuterei» vor Ort, die Polizei wollte die Räume nach einer
Begehung  dem  Eigentümer  übergeben.  Polizisten  waren  unter
anderem mit Vorschlaghammer und Kettensäge im Einsatz. «Die
Räumung  des  Objektes  ist  plangemäß  verlaufen»,  sagte
Sprecherin  Anja  Dierschke.  Größere  Zwischenfälle  gab  es
demnach nicht.
In der Nacht gingen laut Polizei stadtweit hochwertige Autos
in Flammen auf. Vor dem Ordnungsamt Reinickendorf brannten
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Reifen,  die  Fassade  des  Gebäudes  wurde  beschädigt.  Ein
Zusammenhang  mit  den  linken  Protesten  werde  geprüft.  Das
Landeskriminalamt  ermittele.  15  bis  20  Leute  hätten  am
Kottbusser  Tor  versucht,  ein  Transparent  auf  der  Straße
auszurollen, so die Polizei. Dies wurde demnach gestoppt.

Die Polizei wollte in der Stadt mit insgesamt bis zu 1100
Kräften  im  Einsatz  sein.  Zwölf  Demonstrationen  waren
angemeldet.  Die  «Meuterei»  war  weiträumig  abgesperrt.  Die
Demonstranten standen hinter Gittern. Die Stimmung dort war
aufgeheizt,  es  flogen  vereinzelt  Böller.  Einige  Anwohner
schlugen während der Räumung auf ihren Balkonen auf Töpfe.
Viele  Demonstranten  trugen  Corona-Schutzmasken.  Sie  waren
schwarz gekleidet und riefen Slogans wie «Kneipen denen, die
darin saufen». Auf einem Transparent hieß es: «Die Zeichen
stehen auf Sturm».

Die Räumung der «Meuterei», deren Mietvertrag abgelaufen war,
galt in der linken Szene als Symbol für die Verdrängung der
alternativen Orte in Berlin. Bereits am Dienstagabend hatten
mehr als tausend überwiegend junge Menschen gegen die Räumung
demonstriert. Es gab dabei Festnahmen und Anzeigen.

Im Frühjahr wird in Berlin mit weiteren Auseinandersetzungen
um Symbole der linken und linksradikalen Szene gerechnet. Im
April  könnte  die  Auseinandersetzung  um  das  besetzte  Haus
«Rigaer 94» in Friedrichshain eskalieren. Dann naht schon der
1. Mai mit Ankündigungen von Protesten in Kreuzberg.

Berliner  Polizei  löst  Demo
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von Rechtsextremisten auf
BERLIN  –  Die  Berliner  Polizei  hat  am  Samstag  eine
Demonstration  von  Rechtsextremen  im  Regierungsviertel
aufgelöst. Wie ein Sprecher der Behörde sagte, hatten die
Teilnehmer  des  Aufzugs  auf  der  Straße  des  17.  Juni  die
Auflagen zum Corona-Schutz nicht beachtet.Viele trugen keine
Masken und hielten keinen Mindestabstand. Die Teilnehmerzahl
lag laut Polizei im unterem dreistelligen Bereich, es gab
einige Festnahmen. Nach Angaben eines dpa-Reporters waren auch
Flaschen in Richtung von Gegenprotesten geflogen. Am Samstag
waren in Berlin mehrere Demonstrationen angemeldet, darunter
auch  gegen  die  Corona-Gesetze.  Bislang  sei  der  Tag  ohne
größere  Zwischenfälle  verlaufen,  erklärte  die  Polizei  am
frühen Nachmittag.
Die Polizei hatte zuvor bei den verschiedenen Protesten mit
einer  niedrigen  vierstelligen  Teilnehmerzahl  gerechnet.  Ein
Autokorso am frühen Morgen wurde wegen mangelnder Teilnehmer
abgesagt.  Zu  linken  Gegenprotesten  am  Boulevard  Unter  den
Linden kamen etwa 300 Menschen.

Die Polizei hatte sich auf ein größeres Geschehen am gesamten
Einsatztag eingestellt: Sie war nach eigenen Angaben mit bis
zu 1800 Kräften gewappnet. Für die Medien wurden erstmals
eigene  gesicherte  Anlaufstellen  vorbereitet.  Der
Verfassungsschutzchef Michael Fischer hatte vorab gesagt, alle
aufrufenden Gruppen hätten mehr oder weniger deutliche Bezüge
zu  Rechtsextremisten.  Darunter  seien  auch  gewaltbereite
Personen.

Grüne  wollen  bis  2035  ein
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Berlin  ohne  Autos  mit
fossilen Antrieben
BERLIN – Ein halbes Jahr vor der Wahl zum Abgeordnetenhaus
haben die Grünen ihren Plan für ein klimaneutrales Berlin
beschlossen. Die Delegierten eines Online-Parteitages stimmten
am Freitagabend für eine Null-Emissions-Zone (Zero Emission
Zone): Ab 2030 sollen demzufolge innerhalb des S-Bahn-Rings
keine Autos mit fossilen Antrieben mehr fahren, bis 2035 soll
das  Modell  auf  die  ganze  Stadt  ausgeweitet  werden.  Zudem
sollen  nach  dem  Willen  der  Öko-Partei  bis  2025  alle
landeseigenen Gebäude mit Solaranlagen ausgestattet sein und
bis  spätestens  2030  die  letzten  Kohlekraftwerke  vom  Netz
gehen.

Die Punkte bilden einen Schwerpunkt des grünen Programms für
die Wahl am 26. September. Keine Mehrheit fanden nach Angaben
eines Parteisprechers Anträge, die Null-Emissions-Zone schon
2025  umzusetzen  beziehungsweise  die  Innenstadt  bis  dahin
komplett autofrei zu machen, also etwa auch Elektro-Autos zu
verbannen.  Stattdessen  sollen  nach  dem  Willen  der  Grünen
überall in der Stadt autofreie Kieze entstehen und Anreize
geschaffen werden, damit Menschen freiwillig auf ihr Auto zu
verzichten.

Darüber  hinaus  will  die  Partei  Radverkehr,  Bus  und  Bahn
schnell  ausbauen  und  vor  allem  die  Außenbezirke  besser
anbinden. Der Tram-Ausbau soll dabei Vorrang haben, ein Ausbau
der  U-Bahn  an  Kriterien  geknüpft  werden  wie  ein  stark
steigendes Fahrgastaufkommen oder neue Umsteigemöglichkeiten.
Eine  Festlegung  auf  bestimmte  U-Bahn-Linien  lehnten  die
Delegierten nach Angaben des Parteisprechers ebenso ab wie
einen Antrag auf grundsätzlichen Stopp des U-Bahn-Ausbaus.
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Kirstin  Brinker  ist  neue
Landesvorsitzende  der
Berliner AfD
PAAREN (Brandenburg) – Machtwechsel an der Spitze der Berliner
AfD. Mit der knappesten Mehrheit von 122:120 Stimmen setzte
sich Kirsten Brinker  gegen die Bundestagsabgeordnete Beatrix
von Storch durch. Der bisherige Berliner Landesvorsitzende,
Georg  Pazderski,  der  auch  die  AfD-GFraktion  im  Berliner
Abgeordnetenhaus  führt,  trat  nicht  mehr  an,  nachdem  der
Parteitag  zuvor  mit  Mehrheit  beschlossen  hatte,  keine
Doppelspitze  für  die  Parteiführung  anzustreben.

Brinker, seit einiger Zeit im Streit mit Pazderski, trat mit
dem Versprechen an, sie wolle im Superwahljahr 2021 „frischen
Wind in die Partei bringen“. Neue stellvertretende Vorsitzende
wurde Jeanette Auricht.

Brinker kündigte an, alle Strömungen in der Berrliner AfD
wieder zusammenführen zu wollen, damit die Partei geschlossen
in die Bundestagswahl und die Wahl zum Deutschen Bundestag
ziehen könne.

Weil  linker  Krawall  droht:
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Berliner  AfD  tagt  in
Brandenburg
BERLIN  –  Der  nächste  Parteitag  der  Berliner  AfD  wird  am
13./14.  März  im  benachbarten  Bundesland  Brandenburg
stattfinden. Das berichten mehrere Berliner Zeitungen. Auch
wenn die Veranstaltung dieses Mal nicht als Mitglieder- ,
sondern als Delegiertenparteitag, stattfinden wird, ist noch
unklar, inwieweit sich die Corona-Situation darauf auswirkt.

Die Oppositionspartei hatte immer wieder vergeblich versucht,
in der Hauptstadt ihren Parteitag durchzuführen – ohne Erfolg.
Immer wieder hatten Extremisten aus der linke Szene der Stadt
massiven  Druck  auf  Gastwirte  ausgeübt,  die  bereit  gewesen
wären, der AfD Räume zu vermieten. Das ging in mehreren Fällen
so  weit,  dass  die  Besitzer  geeigneter  Veranstaltungsräume,
Familienmitglieder und Servicekräfte massiv bedroht wurden. So
muss man in eine Halle im Landkreis Havelland ausweichen.

Auch dort wird inzwischen versucht, den dortigen zuständigen
Landrat Lewandowski unter Druck zu setzen, den Parteitag zu
verhindern.

GASTBEITRAG  MARCEL  LUTHE:
Kein „Failed State“ aber ein
Sanierungsfall
von MARCEL LUTHE, MdA

Ist  Berlin  ein  „Failed  State“,  fragte  mich  Klaus  Kelle
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kürzlich. Nachdem ich aus dem Lachen wieder herausgekommen
war, fand ich die Frage gar nicht mehr so unberechtigt.

Zunächst  einmal  kommt  es  –  wie  in  jeder  Debatte  zwischen
Bürgern  –  darauf  an,  Einigkeit  über  die  Begriffe  selbst
herzustellen. Der Urvater der deutschen Politolinguistik, der
ehemalige  CDU-Abgeordnete  Josef  Klein,  hat  mir  das  immer
wieder als typische Technik der Grünen angeführt: man nehme
einen  nach  allgemeinem  Konsens  aufgefüllten  Begriff,  höhle
diesen mit einem scharfen Löffel langsam, aber stetig aus und
fülle diesen mit einem neuen Inhalt.

„Liberalismus“ ist ein solches Beispiel. Oder auch „Soziale
Marktwirtschaft“. Wer sich die Mühe macht – wobei ich den Stil
auch heute noch sehr unterhaltsam finde – und Ludwig Erhards
„Wohlstand für alle“ liest, wird schnell feststellen, dass
dessen „Soziale Marktwirtschaft“ herzlich wenig mit dem zu tun
hat, was die meisten Menschen heute darunter verstehen. Die
heutige Wirtschaftsform der Bundesrepublik hätte Erhard als
Planwirtschaft  sozialistischer  Prägung  verstanden  –  mit
Aufweichungen in manchen Bereichen.

Insoweit  ist  auch  der  Begriff  des  „Failed  State“  nicht
eindeutig, denn diejenigen, die in souveränen Nationalstaaten
und deren Untergliederungen einen Garant von Freiheit, Frieden
und Wohlstand sehen, stellen andere Anforderungen an einen
Staat als diejenigen, die eine vollständige Nivellierung der
Verhältnisse  global  erreichen  wollen  oder  –  um  es  mit
Churchill zu sagen – die gleichmäßige Verteilung des Elends,
den Sozialismus.

Aus sozialistischer Sicht ist Berlin eine Erfolgsgeschichte:
durch  die  auch  über  den  Königsteiner  Schlüssel  hinaus
erfolgreich verlangte Zuweisung von Flüchtlingen ist es nicht
nur  gelungen,  die  Wohnungsknappheit  in  Berlin  massiv  zu
verstärken, sondern der Senat hat durch die Anmietung von
Privatwohnungen zum Zweck der Unterbringung von Flüchtlingen –
etwa eine möblierte 44-qm-Wohnung für 6.000 € monatlich –



zugleich erfolgreich die Preise für Wohnraum angeheizt. Diese
hausgemachte  Anhebung  der  Nachfrage  –  mit  praktisch
unbegrenzten finanziellen Mitteln – einerseits und die stetige
Verteuerung  von  Bauprojekten  durch  staatliche  Vorgaben  zur
Bauausführung  andererseits  führen  zu  einer  weiteren
Preissteigerung und damit dazu, dass immer mehr Angehörige der
Mittelschicht immer weiter verarmen und ebenfalls staatliche
Leistungsempfänger werden, während die Gutverdiener entweder
als „Immobilienhaie“ zum Feindbild stilisiert werden können
oder nach dem zweiten Brandanschlag auf ihr Auto Berlin gleich
ganz verlassen. So oder so entsteht, was für den Klassenkampf
notwendig  ist:  zwei  einander  feindselig  gegenüberstehende
Klassen.  Insoweit  ist  Berlin  kein  „Failed  State“  für
Sozialisten, denn er erodiert erfolgreich den Mittelstand.

Aber auch für Kapitalisten ist Berlin kein „Failed State“ –
vorausgesetzt, sie haben die richtigen Freunde im Senat. So
hatte der rot-rote Senat im Jahr 2004 erfolgreich landeseigene
Wohnungsbestände – so zum Beispiel 6.000 Wohnungen in Spandau
und Reinickendorf – an einen privaten Investor veräußert – für
immerhin rund 230 Millionen Euro. Und 2019 kaufte man dann
eben diese Wohnungen wieder zurück, um den bösen Miethai zu
bestrafen. Für etwa 930 Millionen Euro! Knapp 700 Millionen in
15 Jahren nur für das Halten eines Bestands – da kann man auch
als Kapitalist Berlin doch nur als Erfolgsprojekt sehen!

Es bleibt nur einer auf der Strecke: der eingangs von mir
erwähnte  Bürger  der  Mittelschicht,  denn  er  bezahlt  –  im
Gegensatz  zu  den  Transferleistungsempfängern  unter  und  den
klug beratenen Weltbürgern über ihm – mit einem immer größer
werdenden  Anteil  des  Staates  an  der  vom  Bürger
erwirtschafteten Leistung die Kapriolen, mit denen rot-rot-
grün ebenso wie rot-schwarz und rot-rot vor ihnen Freiheit,
Wettbewerb  und  Wirtschaft  vernichtet  und  Sozialismus
errichtet.

Für diese Bürger ist Berlin ein „Failed State“.



Aufgabe der Abgeordneten ist es, alle Bürger – den Souverän,
uns alle! – wahrheitsgemäß und vollständig anhand objektiver
Zahlen über die wahre Leistung der Regierung zu unterrichten
und  aufzudecken,  wo  und  für  wen  dieser  Staat  aktuell
scheitert.

In  den  vergangenen  viereinhalb  Jahren  habe  ich  dies  mit
zahlreichen  Anfragen  an  den  Senat  getan  und  musste
feststellen,  dass  praktisch  in  jedem  Politikfeld  Berlin  –
stets aus Sicht des mittelständischen Bürgers – gescheitert
ist.

Diese Geschichten – manche würden von Skandalen sprechen –
gehen meist deutlicher tiefer und sind vielschichtiger, als es
sich  auf  bestenfalls  einer  Zeitungs-  oder  Magazinseite
darstellen  lässt.  Und  jede  einzelne  wäre  in  einem
funktionierenden  Staat  nicht  möglich  gewesen,  hätte  aber
zumindest die Justiz und Opposition mit aller Entschlossenheit
auf den Plan gerufen. In Berlin erntet man damit in diesen
Kreisen bestenfalls ein müdes Schulterzucken.

Die Mittel, Berlin wieder auf den richtigen Kurs zu bringen,
sind aber vorhanden. Sie müssen nur von engagierten, freien
Abgeordneten und ihren ebenso freien und souveränen Wählern
angewendet werden.

Berlin  ist  also  nicht  vollkommen  gescheitert,  sondern  –
positiv gesehen – ein Sanierungsfall.

Marcel Luthe ist Mitglied des Berliner Abgeordnetenhauses.



Rohrbombe in Schöneberg: Bloß
kein Zusammenhang zur linken
Szene finden
von KLAUS KELLE

BERLIN – Am vergangenen Donnerstag gab es eine Explosion im
Hinterhof eines Hauses in der Schöneberger Eisackstraße, bei
der zum Glück niemand verletzt wurde. Ein 29-jähriger Mann
versuchte zu flüchten, wurde aber kurze Zeit später von der
Polizei festgenommen. Er sitzt nun in Untersuchungshaft. Es
gab noch einen zweiten Verdächtigen, der ebenfalls gefasst
wurde, inzwischen aber wieder auf freiem Fuß ist.

So weit alles zu verbuchen unter „Seh’n se, dit is Bärlin“.

Aber so einfach ist es nicht. Denn während die Polizei bisher
zu  den  Hintergründen  der  Tat  keine  Angaben  macht  und
Innensenator  Andreas  Geisel  (SPD)  sogar  sagt:  „Es  gibt
Spekulationen,  es  sei  ein  Fall  von  Linksterrorismus  oder
Ähnlichem. Das belegen die bisherigen Ermittlungserkenntnisse
jedenfalls noch nicht,“ sind andere Medien schon weiter.

Sie berichten, dass bei der Wohnungsdurchsuchung des einen
Verdächtigen neun weitere Rohrbomben und „diverse Chemikalien“
gefunden  wurden.  Einer  der  Verdächtigen  sei
„Politikwissenschaftler“ und Mitarbeiter bei einem Verein für
Medienbildung in Kreuzberg. Dort betreue er ein Projekt mit
dem Schwerpunkt Rechtsextremismus. Die Arbeit dieses Vereins –
wen wundert das? – werde von der Berliner Senatsverwaltung für
Bildung, Jugend und Familie gefördert. Aus Ermittlerkreisen
ist zu hören, dass beide Verdächtigen Mitglieder der „linke
Szene“ in Berlin seien. Es sei aber unklar, ob der Bau der
Rohrbomben damit in Zusammenhang stehe.

Schließen wir mal einen Moment die Augen und stellen uns vor,
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in der Wohnung – sagen wir – eines AfD-Mitgliedes seien bei
einem SEK-Einsatz neun Rohrbomben gefunden worden. Können Sie
sich vorstellen, was in ganz Deutschland los wäre? Mehrere
große  Medien  in  Deutschland  haben  über  die  Explosion
berichtet, ohne dabei auch nur die Möglichkeit zu erwähnen,
dass es sich um linke Terroristen handeln könnte. Aber Linke
machen sowas ja auch nicht….

Es ist wichtig, das alles auf den Tisch kommt. Unterstützen
Sie bitte auch die Arbeit von BERLIN.JETZT mit Ihrer Spende
über PAYPAL hier oder durch eine Überweisung auf unser Konto
bei der Berliner Sparkasse DE18 1005 0000 6015 8528 18 !

„Vermieterschwein“-Skandal:
29  Stimmen  reichten,  um  in
den HU-Senat einzuziehen
BERLIN – Der Juso Bengt Rüstemeier hat nach massiver Kritik an
seinen  Gewaltphantasien  gegen  „Vermieterschweine“,  die  zu
erschießen  seien,  seine  Funktionen  in  SPD  und  bei  den
Jungsozialisten  niedergelegt.  Damit  kam  er  entsprechenden
Aufforderungen  aus  Partei  und  Jugendorganisation  nach.  Zu
amazon-Gründer Jeff Bezos hatte der Jung-Politiker getweetet:
„Sollte jeff bezos eines tages unerwartet den folgen einer
sprengstoffverletzung  erliegen,  käme  ich  nicht  umhin,  eine
klammheimliche freude zu verspüren.“

Inzwischen  rückt  immer  mehr  eine  andere  Beschäftigung
Rüstemeiers in den Vordergrund. Die CDU-Fraktion hält den Juso
nach den widerwärtigen Äußerungen auf Twitter „als Mitglied
des  Akademischen  Senats  der  Humboldt  Universität  für
untragbar“. „Jemand, der über Wochen in den sozialen Medien
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von Erschießungen fantasiert und zu Gewalttaten aufruft, kann
für andere Studenten kein gutes Vorbild sein. Wir haben daher
heute  im  Wissenschaftsausschuss  unsere  klare  Erwartung
geäußert, dass an der Uni ein Ausschlussverfahren eingeleitet
werden sollte. Es wäre aber sicherlich besser für das Ansehen
dieses Gremiums, wenn Herr Rüstemeier freiwillig zurücktritt“,
sagte der forschungspolitische Sprecher der Fraktion, Adrian
Grasse.

Die  AfD  im  Abgeordnetenhaus  fand  inzwischen  heraus,  dass
Rüstemeier seinerzeit mit nur 29 Stimmen in den Senat gewählt
wurde. Mögliche Wähler waren rund 40.000. Und so stellt sich
die Frage: Welche demokratische Legitimation haben überhaupt
Leute wie Rüstemeier, in den Akademischen Senat der Humboldt-
Uni einzuziehen?

 

Unabhängige  Behörden?  Auch
heute  wird  der  Bote  einer
schlechten Nachricht geköpft
von KLAUS KELLE

BERLIN – Was Demokratie und Rechtsstaat allen anderen Systemen
so deutlich überlegen macht, dass ist ein Grundvertrauen, das
der Bürger in seinen Staat haben kann, oder sagen wir können
sollte. Wenn ich Stress mit den Nachbarn habe oder bei einem
Geschäft übers Ohr gehauen wurde, kann ich vor Gericht gehen
und um mein Recht kämpfen. Wenn ich dazu zu wenig Geld habe,
springt mein Staat ein, finanziert mir einen Rechtsanwalt und
den  Prozess,  und  wenn  ich  gute  Argumente  habe,  kann  ich
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gewinnen. Verliere ich, gibt es immer noch eine zweite Chance.

Ich kann sogar als einfacher Bürger gegen meine Regierung vor
Gericht ziehen und gewinnen. Wie damals die beiden Stundenten
aus  Münster,  die  die  Volkszählung  zu  Fall  brachten.  Oder
vergangenen August in Berlin, die Initiative, die die Demo
gegen die Corona-Manahmen erstritt gegen einen linken Senat,
dem so viel Demokratie cdann doch lästig war. Nein, dieser
Staat ist im Grundsatz gut, wir müssen halt aufpassen, dass
wir ihn uns vor lauter bürgerlicher Behaglichkeit nicht aus
den  Händen  nehmen  lassen.  Aber  der  Rahmen  stimmt  mit
Grundgesetz, Gewaltenteilung und all diesen Errungenschaften.

Eine  besondere  Errungenschaft  ist  dabei  auch  der  deutsche
Beamte. Ja, der DEUTSCHE Beamte, ich betone das so, weil uns
Deutschen in Sachen Bürokratie und Verwaltung keiner etwas
vormacht.  Die  Ösis  vielleicht,  aber  die  sind  ja  auch
eigentlich…lassen  wir  das!  Formulare,  Stempel,  Ausweise…wie
hasse ich all das, aber irgendwie gewöhnt man sich dran, und
Vieles läuft ja bei uns auch besser als anderswo.

Sobald  allerdings  Behörden  politisch  instrumentalisiert
werden, hört der Spaß auf. Damit meine ich nicht die üblichen
Personalrochaden  nach  einem  Regierungswechsel  zum  Beispiel.
Als 2005 Jürgen Rüttgers von der CDU Ministerpräsident von
Nordrhein-Westfalen wurde – nach 40 Jahren Sozi-Herrschaft –
hat  er  nach  Amtsantritt  in  der  Landesverwaltung  66
Personalstellen neu mit seinen Leuten besetzt. 66! War ein
großer Skandal damals, für mich das Normalste der Welt. Denn
nach  40  Jahren  SPD-Parteibuchwirtschaft,  in  der  auch
Hausmeisterstellen in Schulen danach besetzt wurden, ob man
Genosse  ist  oder  nicht,  muss  eine  Verwaltung  mit  330.000
Bediensteten arbeitsfähig im Sinne des Wählerwillens gemacht
werden. 66 von 330.000 ist keine Parteibuchwirtschaft – aus
meiner Sicht waren es viel zu wenig. Um NRW nach Rot-Grün
politisch aufmöbeln zu können, hätte Rüttgers Hunderte Stellen
neu besetzen müssen, aber das ist eine andere Geschichte.



Als in Chemnitz 2018 ein junger Mann bei einem Volksfest von
einem „Flüchtling“ ermordet wurde, war die Empörung zu recht
groß. Am nächsten Tag demonstrierten 8.000 Bürger in Chemnitz
gegen die Gewalt, die von einem Teil der „jungen Männer“ aus
Afghanistan, Syrien und Nordafrika in unserem Land praktiziert
wird. Unter den Demonstranten waren auch Politiker der AfD zu
sehen, und gleich lief die Maschinerie an. Alles Rechte, alles
Rassisten und Nazis. Bloß dass die Beschreibung in den Medien
– allen voran ARD und ZDF – mit der Realität nichts zu tun
hatte.  Ausländer  seien  aus  der  Demo  heraus  beleidigt  und
bedroht  worden,  es  habe  sogar  „Hetzjagden“  auf  Ausländer
gegeben,  so  die  absurde  Mär  damals,  der  sich  dann  erst
Regierungssprecher  Seibert  und  dann  die  Bundeskanzlerin
persönlich  anschlossen.  Als  Beleg  wurde  ein  kurzer
Videoschnipsel  von  einem  Typ,  der  über  die  Straße  rennt,
gezeigt. Hetzjagd. Einer von 8.000. Empörung nicht über die
weitere Mordtat eines unserer internationalen Gäste, sondern
stattdessen  über  einen,  der  über  die  Straße  gerannt  ist.
Völlig irre. Framing par excellence.

Ein einziger wichtiger Staatsdiener blieb unbeeindruckt: Hans-
Georg  Maaßen,  damals  Präsident  des  Bundesamtes  für
Verfassungsschutz, unseres Inlandsgeheimdienstes. Er ließ sich
von seinen Mitarbeitern vortragen, welche Erkenntnisse es über
die Ereignisse in Chemnitz gab und teilte der Öffentlichkeit
das Ergebnis mit: Es gab keine Hetzjagden auf Ausländer aus
dieser Demo heraus. Es gab die Manipulation der öffentlichen
Meinung durch Verbreitung falsche Behauptungen durch höchste
Politiker unseres Staates, begleitet durch Massenmedien, die
jegliche Distanz zu den Mächtigen verloren haben. Das Ergebnis
ist bekannt: Die, die die Unwahrheit sagten, sitzen auch heute
noch in ihren Büros. Der Staatsdiener, der einfach nur seinen
Job  gemacht  hat,  wurde  in  den  Ruhestand  versetzt.  Eine
logische  Fortführung  der  überlieferten  Sitte  aus  dem
Mittelalter, wonach der Überbringer einer schlechten Nachricht
erst einmal geköpft wurde.



Damit kommen wir zum rot-rot-grünen Berliner Senat, der aus
mir nicht mehr nachvollziehbaren Gründen immer noch von einer
Mehrheit  der  Hauptstädter  gewählt  wird.  Der  deutsche
Verfassungsschutz  prüft  gerade,  ob  die  größte
Oppositionspartei im Lande, die AfD, in Gänze und auch mit
geheimdienstlichen  Mitteln  überwacht  werden  sollte.  Ansätze
dafür  liefert  der  kleinere  Teil  von  Fahnenschwenkern  und
völkischen Nationalisten zuhauf zur Freude von Massenmedien
und den anderen Parteien. Dabei ist die AfD inzwischen zu
einem Bestandteil des poltischen Systems geworden, das wohl
nur  noch  durch  durchgeknallte  Rechtsaußen  in  den  eigenen
Reihen  scheitern  kann.  Und  diese  Leute  bemühen  sich  nach
Kräften darum.

Am 11. Dezember verfasste der Berliner Verfassungsschutz ein
Zwischengutachten zur Berliner AfD. Darin kommen die Beamten
zu dem Ergebnis, dass es zumindest in Berlin keinen Anlass
dafür gibt, die AfD als Verdachtsfall zu behandeln. Man hatte
akribisch gesucht und einfach so gut wie nichts gefunden, was
rechtsextrem dort sein könnte und eine Überwachung der Partei
rechtfertigen  würde.  Der  Staat  hat  hingeschaut  und  dann
einfach  berichtet,  was  ist.  Das  Ergebnis  kennen  alle
Zeitungsleser.  Der  Referatsleiter  Rechtsextremismus  des
Berliner  Verfassungsschutzes  wurde  vom  Dienst  freigestellt,
die Innenverwaltung findet die AfD trotzdem irgendwie doof und
sucht nun intensiv „den Verräter“, der das 43 Seiten starke
Gutachten in die Öffentlichkeit gebracht hat.

Wenn wir aber der politischen Unabhängigkeit unseres Staates
und seiner Institutionen nicht mehr vertrauen können, und wenn
die Boten einer unerwünschten Nachricht geköpft werden, dann
ist höchte zeit, ernsthaft besorgt zu sein.

Nachrichtenmedien wie BERLIN.JETZT können nur existieren, wenn
uns unsere Leser tragen. Bitte unterstützen Sie engagierten 
Journalismus über PAYPAL hier oder durch eine Überweisung auf
unser Konto bei der Sparkasse Krefeld DE40 3205 0000 0000 2711
22 !
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